Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/115 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird wie folgt geändert: 

In Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 entfällt bei der Formu- 
lierung „wissenschaftlichen Hochschulen" das Wort 
„wissenschaftlichen" . 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 2. Dezember 1969 


Dr. Stoltenberg 
Dr. Martin 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Begründung 


Nach den neuesten Feststellungen über den Studion- 
platzbedarf bis zum Jahre 1980 ist nicht nur bei den 
wissenschaftlichen Hochschulen im Sinne des Hoch- 
schulbauförderungsgesetzes vom 1. September 1969 
(BGBL 1 S. 1556), sondern auch im Bereich der Fach- 
hochschulen und Pädagogischen Hochschulen ein er- 
heblicher Mehrbedarf zu erwarten. Aus diesem 
Grunde muß der Ausbau und Neubau von Fachhoch- 
schulen und Pädagogischen Hochschulen ebenfalls 
mit besonderem Vorrang beschleunigt werden. Hier- 
zu sind die jährlichen Investitionen sowie die lau- 
fenden Kosten von den Ländern kurzfristig ganz er- 
heblich zu steigern. Da die Länder diese Steigerung 
aus eigener Kraft kaum erreichen werden, ist eine 


Erweiterung der gemeinsamen Finanzierung und 
Planung von Bund und Ländern nach Artikel 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes auf den Bereich der 
Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen 
notwendig. Durch die im Antrag enthaltene Erwei- 
terung des Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG soll also 
der Ausbau und Neubau von Fachhochschulen und 
Pädagogischen Hochschulen in die Gemeinschafts- 
aufgabe einbezogen werden. Diese Änderung des 
Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG soll gleichzeitig ver- 
fassungsrechtlich die Möglichkeit eröffnen, später 
auch die Kunsthochschulen und die Musikhochschu- 
len in die gemeinsame Finanzierung und Planung 
von Bund und Ländern einzubeziehen. 
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